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Beschluss
BGH, BGB § 1666 Abs. 1; MSA Art. 3,
Art. 8
Einschränkung des Aufenthalts-
bestimmungsrechts bei Gefahr der
Beschneidung

Die Gefahr, dass bei einem Mädchen gambischer
Staatsangehörigkeit während eines Aufenthalts in Gam-
bia eine Beschneidung vorgenommen wird, rechtfertigt
es, der Mutter das Aufenthaltsbestimmungsrecht gemäß
§ 1666 Abs. 1 BGB insoweit zu entziehen, als es um die
Entscheidung geht, ob das Kind nach Gambia verbracht
wird.
Beschluss des BGH vom 15.12.2004 – XII ZB 166/03 (OLG
Dresden)

Aus den Gründen:
A.1. Das OLG, dessen Entscheidung in FamRZ

2003, S. 1862 ff. veröffentlicht ist, hat seine interna-
tionale Zuständigkeit sowie die Anwendbarkeit deut-
schen Rechts ohne weitere Ausführungen bejaht.
[…]

Gemäß Art. 3 MSA ist allerdings ein nach dem
Recht des Heimatstaates des Kindes kraft Gesetzes
bestehendes Gewaltverhältnis anzuerkennen. […]
Ein eventuell bestehendes Gewaltverhältnis schließt
es nämlich nach Art. 8 MSA nicht aus, dass die Be-
hörden des Aufenthaltstaates, also auch die deut-
schen Gerichte, Maßnahmen zum Schutz des Min-
derjährigen treffen, soweit er in seiner Person oder
seinem Vermögen ernstlich gefährdet ist. Mit solchen
Schutzmaßnahmen kann deshalb auch in ein grund-
sätzlich anzuerkennendes Gewaltverhältnis einge-
griffen werden. In den Fällen, in denen nach den §§
1666 ff. BGB Maßnahmen zu treffen sind, ist in der
Regel auch das Vorliegen der Voraussetzungen des
Art. 8 MSA anzunehmen. […]

A. 3. a Nach § 1666 Abs. 1 BGB hat das FamG, wenn
das körperliche, geistige und seelische Wohl eines
Kindes durch missbräuchliche Ausübung der elterli-
chen Sorge, durch Vernachlässigung des Kindes,
durch unverschuldetes Versagen der Eltern oder
durch das Versagen eines Dritten gefährdet ist und
die Eltern nicht gewillt oder in der Lage sind, die Ge-
fahr abzuwenden, die zur Abwendung der Gefahr er-
forderlichen Maßnahmen zu treffen. Als derartige
Maßnahme kommt insbesondere auch die Entzie-
hung des Rechts zur Aufenthaltsbestimmung als Teil
des Personensorgerechts (§§ 1626 Abs. 1, 1631
Abs. 1 BGB) in Betracht. Voraussetzung für ein Ein-
greifen des FamG ist eine gegenwärtige, in einem sol-
chen Maß vorhandene Gefahr, dass sich bei der wei-
teren Entwicklung der Dinge eine erhebliche Schädi-
gung des geistigen oder leiblichen Wohls des Kindes
mit ziemlicher Sicherheit voraussehen lässt. [...]

A.3. b Dass die Beschneidung eines Mädchens als eine
das Kindeswohl in ganz erheblicher Weise beeinträch-
tigende Behandlung zu beurteilen ist, hat das OLG zu
Recht angenommen. Nach Auffassung des Senats
handelt es sich bei der Genitalverstümmelung um ei-
nen schweren Eingriff, der bleibende physische und
psychische Schäden zur Folge hat. Dies gilt auch dann,
wenn der Eingriff nicht – wie zumeist – unter unhalt-
baren hygienischen Bedingungen, ohne Betäubung
und mit grausamen Hilfsmitteln, wie Glasscherben
oder Rasierklingen als Schneidewerkzeug, durchge-
führt wird, sondern selbst wenn er nach allen Regeln
ärztlichen Könnens erfolgt. Es bleibt ein radikaler Ein-
griff in die körperliche Integrität und psychische Be-
findlichkeit der Frau. Dabei verbietet sich eine Unter-
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scheidung nach der Art der Verstümmelung (Klitoris-
bescheidung, Excision oder Infibulation), denn in
allen Fällen liegt eine grausame, folgenschwere und
durch nichts zu rechtfertigende Misshandlung vor.
[…]

A.4. Bei dieser Sachlage ist das OLG zu Recht von
einer gegenwärtigen, in einem solchen Maße vorhan-
denen Gefahr ausgegangen, dass sich im weiteren Ver-
lauf eine erhebliche Schädigung des Kindes in Form
einer Beschneidung mit hinreichender Sicherheit vor-
aussehen lässt. Denn die Mutter ist, wie das OLG
rechtsfehlerfrei festgestellt hat, derzeit jedenfalls noch
nicht in der Lage, die Gefahr, die ihrem Kind in Gam-
bia droht, realistisch einzuschätzen und dürfte des-
halb bei zu erwartenden Betreuungsengpässen nicht
davor zurückschrecken, ihr derzeit erklärtermaßen
aufgegebenes Vorhaben einer Verbringung des Kindes
nach Gambia doch noch in die Tat umzusetzen. Dem
ist nach § 1666 Abs. 1 BGB durch die erforderlichen
Maßnahmen zu begegnen. Insoweit stellt sich die an-
geordnete teilweise Entziehung des Aufenthaltsbe-
stimmungsrechts jedenfalls als einerseits gebotener,
andererseits aber auch verhältnismäßiger Eingriff in
das Elternrecht dar, um das Kind vor einem
irreparablen Schaden seiner psychischen und
physischen Unversehrtheit zu bewahren. […]


